
SITZUNGSBERICHT — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 201 UND 202/85 

1. Das Diskriminierungsverbot des Artikels 
40 Absatz 3 EWG-Vertrag ist nur der 
spezifische Ausdruck des allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatzes, der zu den 
Grundprinzipien des Gemeinschaftsrechts 
gehört und nach dem vergleichbare Sach­
verhalte nicht unterschiedlich behandelt 
werden dürfen, es sei denn, daß eine Dif­
ferenzierung objektiv gerechtfertigt wäre. 
Es gilt für alle Maßnahmen, die die ge­
meinsame Organisation der Agrarmärkte 
betreffen, unabhängig davon, welche Be­
hörde sie erläßt, und ist deshalb auch für 
die Mitgliedstaaten verbindlich, wenn sie 
die Marktorganisation durchführen. 
Nach diesem Diskriminierungsverbot ist 
es einem Mitgliedstaat insbesondere ver­
wehrt, das Jahr 1981 als Referenzjahr im 
Sinne von Artikel 2 der Verordnung Nr. 
857/84 über die Anwendung der zusätz­
lichen Abgabe auf Milch zu wählen, 
wenn die Anwendung dieser Option in 
seinem Hoheitsgebiet angesichts der be­
sonderen Verhältnisse auf seinem Markt 
eine Diskriminierung zwischen Erzeu­
gern innerhalb der Gemeinschaft zur 
Folge hat. 

2. Nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 
857/84 über die Anwendung der zusätz­

lichen Abgabe auf Milch darf ein Mit­
gliedstaat, der das Jahr 1981 als Refe­
renzjahr im Sinne dieser Bestimmung ge­
wählt hat, außer in den in der Regelung 
ausdrücklich vorgesehenen Fällen die Re­
ferenzmenge der Käufer nicht in der 
Weise festsetzen, daß auf die von ihnen 
in diesem Jahr gekaufte Milchmenge ein 
je nach der Menge der Lieferungen be­
stimmter Gruppen von Abgabenpflichti­
gen angepaßter Prozentsatz angewendet 
wird. 

3. Eine Bestimmung des abgeleiteten Ge­
meinschaftsrechts ist im Falle ihrer Ausle­
gungsbedürftigkeit möglichst so auszule­
gen, daß sie mit dem EWG-Vertrag ver­
einbar ist. 

4. Nach der Verordnung Nr. 857/84 über 
die Anwendung der zusätzlichen Abgabe 
auf Milch darf ein Mitgliedstaat, der die 
Formel B gewählt hat, nicht beschließen, 
die individuelle Referenzmenge eines Er­
zeugers, der seine Tätigkeit eingestellt 
hat, der Referenzmenge des Käufers, den 
dieser Erzeuger zum Zeitpunkt der Ein­
stellung mit Milch beliefert hat, zuzu­
schlagen, anstatt diese Menge der natio­
nalen Reserve hinzuzufügen. 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in den verbundenen Rechtssachen 201 und 202/85 * 

I — Sachverhalt und schriftliches Verfahren 

1. Die einschlägige gemeinschaftsrechtliche 
Regelung 

a) Mit der Verordnung Nr. 856/84 des Ra­
tes vom 31. März 1984 zur Änderung der 

Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse (ABl. L 90, S. 10) 
wurde die Verordnung Nr. 804/68 durch 
einen Artikel 5 c ergänzt. Durch diese Be­
stimmung wurde zur Regulierung des 
Wachstums der Milcherzeugung unter Be-

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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rücksichtigung der Erfordernisse notwendi­
ger struktureller Entwicklungen und Anpas­
sungen eine zusätzliche Abgabe zu Lasten 
der Erzeuger oder der Käufer von Kuh­
milch eingeführt. 

Nach Absatz 1 der neuen Bestimmung wird 
die Abgaberegelung in den einzelnen Regio­
nen der Mitgliedstaaten nach einer der fol­
genden Formeln durchgeführt: 

— Nach der Formel A wird die Abgabe von 
den Milcherzeugern für die an einen 
Käufer gelieferten Milchmengen ge­
zahlt, die die zu bestimmende Referenz­
menge überschreiten; 

—• nach der Formel Β wird die Abgabe von 
den Käufern von Milch oder anderen 
Milcherzeugnissen (Molkereien) auf die 
von den Erzeugern gelieferten Milch­
mengen gezahlt, die die zu bestimmende 
Referenzmenge überschreiten. Der abga-
benpflichtige Käufer hat diese Abgabe 
allein auf die Erzeuger abzuwälzen, die 
ihre Lieferungen erhöht haben, und 
zwar im Verhältnis zu ihrem Beitrag an 
der Überschreitung der Referenzmenge 
des Käufers. 

Mit der fraglichen Regelung wurde auch 
eine Gemeinschaftsreserve eingerichtet, um 
die Garantiemengen der Mitgliedstaaten zu 
ergänzen, in denen die Durchführung der 
Abgaberegelung besondere Schwierigkeiten 
mit sich bringt, die deren Versorgungs- oder 
Erzeugungsstruktur beeinträchtigen können 
(Artikel 5 c Absatz 4). 

b) Durch die ergänzende Verordnung Nr. 
857/84 des Rates vom 31. März 1984 über 
Grundregeln für die Anwendung der Ab­
gabe gemäß Artikel 5 c der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und 
Milcherzeugnisse (ABl. L 90, S. 13) wurde 
die Abgabe bei Anwendung der Formel A 
auf 75 % des Milchrichtpreises und bei An­
wendung der Formel B auf 100 % des 
Milchrichtpreises festgesetzt (Artikel 1 Ab­
satz 1). 

Mit dieser Verordnung wurde außerdem die 
in der Grundregelung genannte Referenz­
menge festgesetzt. Dazu bestimmt Arti­
kel 2: 

„1 . Die in Artikel 5 c Absatz 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 804/68 genannte Refe­
renzmenge entspricht der Milch- oder Mil­
chäquivalenzmenge, die von dem Erzeuger 
im Kalenderjahr 1981 geliefert wurde 
(Formel A) oder der Milch- oder Milchä­
quivalenzmenge, die von einem Käufer im 
Kalenderjahr 1981 gekauft worden ist 
(Formel B), zuzüglich 1 %. 

2. Die Mitgliedstaaten können jedoch vor­
sehen, daß die Referenzmenge nach Ab­
satz 1 auf ihrem Gebiet der im Kalender­
jahr 1982 oder im Kalenderjahr 1983 ge­
lieferten Milch- oder Milchäquivalenz­
menge unter Anwendung eines Prozentsat­
zes entspricht, der so festgesetzt wird, daß 
die in Artikel 5 c der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 definierte Garantiemenge nicht 
überschritten wird. Dieser Prozentsatz 
kann je nach der Menge der Lieferungen 
bestimmter Gruppen von Abgabenpflichti­
gen, der Entwicklung der Lieferungen in 
bestimmten Regionen zwischen 1981 und 
1983 oder der Entwicklung der Lieferun­
gen bestimmter Gruppen von Abgaben­
pflichtigen im selben Zeitraum angepaßt 
werden, und zwar zu Bedingungen, die 
nach den Verfahren des Artikels 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 festzule­
gen sind. 

3. ..." 

Die Mitgliedstaaten sind befugt, im Rahmen 
der Umstrukturierung der Milcherzeugung 
entweder Erzeugern, die sich zur endgülti­
gen Aufgabe der Milcherzeugung verpflich­
ten, eine Vergütung zu gewähren oder Er­
zeugern unter bestimmten Voraussetzungen 
eine zusätzliche Referenzmenge zuzuwei-
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sen. Die freigesetzten Referenzmengen wer­
den erforderlichenfalls der Reserve hinzuge­
fügt, die der Mitgliedstaat innerhalb seiner 
Garantiemenge bildet (Artikel 4 Absätze 1 
und 2 sowie Artikel 5 der Verordnung Nr. 
857/84). Im übrigen können die Mitglied­
staaten unter bestimmten Voraussetzungen 
für einen begrenzten Zeitraum die von Er­
zeugern oder Käufern nicht genutzten Refe­
renzmengen Erzeugern oder Käufern zutei­
len, die ihre eigene Referenzmenge über­
schritten haben (Artikel 4 a der Verord­
nung Nr. 857/84 in der Fassung der Ver­
ordnung Nr. 590/84 des Rates vom 26. Fe­
bruar 1985, ABl. L 68, S. 1). 

Schließlich können die Mitgliedstaaten bei 
Anwendung der Formel B (Abgabepflicht 
der Käufer) unter bestimmten Vorausset­
zungen die erforderlichen Schritte unterneh­
men, um den Käufern von Milch und 
Milcherzeugnissen die Verwaltung der ih­
nen zugewiesenen Referenzmengen zu er­
möglichen; dies schließt die Zuteilung und 
Neuzuteilung der Mengen ihrer Erzeuger 
ein (Artikel 8 Absatz 1 in Verbindung mit 
Artikel 10 der Verordnung Nr. 857/84). 

c) Mit der Verordnung Nr. 1371/84 vom 
16. Mai 1984 (ABl. L 132, S. 11) erließ die 
Kommission auf der Grundlage der Verord­
nungen des Rates die Durchführungsbestim­
mungen für die Zusatzabgabe. 

2. Die luxemburgische Regelung zur Durch­
führung der gemeinschafisrechtlichen Regelung 

Die vorerwähnte gemeinschaftsrechtliche 
Regelung wurde im Großherzogtum Lu­
xemburg unter anderem durch die großher­
zogliche Verordnung vom 3. Oktober 1984 
über die Anwendung der Regelung einer 
zusätzlichen Abgabe auf Milch im Großher­
zogtum Luxemburg (Mémorial 1984, 
S. 1486) durchgeführt. 

Diese Verordnung, übernimmt die Formel B 
(Artikel 1). Sie bestimmt die Referenzmen­

gen der Käufer auf der Grundlage der 1981 
gekauften Mengen; auf diese Basismengen 
werden jedoch bestimmte Koeffizienten an­
gewendet, die der Entwicklung der zwi­
schen 1981 und 1983 an die verschiedenen 
Käufer gelieferten Milchmengen im Ver­
hältnis zur durchschnittlichen Entwicklung 
der Lieferungen in Luxemburg Rechnung 
tragen (Artikel 2). 

Die großherzogliche Verordnung legt auch 
fest, wie die Abgabe, die der Käufer bei 
Überschreitung seiner Referenzmenge gege­
benenfalls zu zahlen hat, auf die Erzeuger 
abgewälzt wird. Sie geht insoweit von dem 
Grundsatz aus, daß die individuelle Basis­
menge des Erzeugers in bezug auf die von 
ihm 1981 getätigten Lieferungen festgesetzt, 
jedoch unter Berücksichtigung der 1983 ge­
tätigten Lieferungen angepaßt wird. Über­
schreitet die Summe der so errechneten in­
dividuellen Referenzmengen die Referenz­
menge des Käufers, so gehen die fehlenden 
Mengen zu Lasten aller individuellen Refe­
renzmengen im Verhältnis zu ihrem jeweili­
gen Umfang. Dagegen bildet der nicht zu­
gewiesene Teil der Referenzmenge des 
Käufers eine „Reserve des Käufers", die 
dieser nur nach Maßgabe einer großherzog­
lichen Verordnung verwenden darf (Arti­
kel 3). 

Für den Fall, daß ein Lieferant von einem 
Käufer auf einen anderen überwechselt, und 
für den Fall, daß ein Lieferant seine Liefe­
rungen an einen Käufer gänzlich einstellt, 
sind besondere Vorschriften über die Ab­
wälzung der Abgabe auf die Erzeuger vor­
gesehen. Im ersteren Fall wird eine Menge, 
die der dem Lieferanten zugeteilten Menge 
entspricht, von der Referenzmenge des er­
sten Käufers abgezogen und der Referenz­
menge des neuen Käufers hinzugefügt. Im 
letzteren Fall wird die Referenzmenge des 
Lieferanten, der sämtliche Lieferungen ein­
gestellt hat, dagegen der Reserve des Käu­
fers zugeschlagen, den dieser Lieferant zu­
letzt mindestens zwei aufeinanderfolgende 
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Jahre lang mit Milch beliefert hat (Arti­
kel 7). 

3. Die Ausgangsverfahren 

Die Klägerinnen der Ausgangsverfahren in 
der Rechtssache 201/85, Frau Klensch, 
verw. Kipgen, unter der Firma Laiterie 
Ekabe handelnde Kauffrau, Eschweiler, und 
die Associations agricoles pour la promotion 
de la commercialisation laitière Procola, 
Stolzembourg, und Corelux, Berdorf, sind 
Milchkäufer im Sinne der vorerwähnten Re­
gelung. Mit ihren beim Conseil d'État des 
Großherzogtums Luxemburg erhobenen 
Klagen beantragen sie die Aufhebung der 
Erlasse Nrn. 1666, 1668 und 1669/84 des 
Staatssekretärs für Landwirtschaft und 
Weinbau vom 10. Oktober 1984, in denen 
ihre Referenzmengen für die Anwendung 
der gemeinschaftsrechtlichen Regelung über 
die zusätzliche Abgabe auf Milch festgesetzt 
sind. Frau Klensch begehrt mit ihrer Klage 
außerdem die Aufhebung der genannten Er­
lasse Nrn. 1666 und 1668/84 sowie des Er­
lasses Nr. 1667/84 desselben Staatssekretärs 
vom 10. Oktober 1984, soweit darin die Re­
ferenzmengen der mit der Ekabe konkurrie­
renden Käufer festgesetzt sind. 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens in der 
Rechtssache 202/85, die Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts Exploitation agricole de 
Niederterhaff, Bertrange, ist ein Milcher­
zeuger. Mit ihrer beim Conseil d'État des 
Großherzogtums Luxemburg erhobenen 
Klage beantragt sie zum einen, den erwähn­
ten Erlaß Nr. 1669/84, mit dem die Refe­
renzmenge der Ekabe festgesetzt wird, inso­
weit aufzuheben, als er zur Festsetzung der 
Referenzmengen für die Erzeugung der 
Klägerin geführt hat, und zum anderen, die 
Verwaltungsentscheidung des Landwirt­
schaftsministeriums aufzuheben, in der die 
ihr als Lieferantin der Ekabe zugeteilte indi­
viduelle Referenzmenge angegeben ist. 

Zur Begründung dieser Klagen machen die 
Klägerinnen außer einer Verletzung der lu­
xemburgischen Verfassung und Gesetzge­
bung sowie der Europäischen Menschen­
rechtskonvention einen Verstoß gegen das 
in Artikel 40 Absatz 3 EWG-Vertrag vorge­
sehene Verbot einer Diskriminierung zwi­
schen Milcherzeugern und -käufern und ei­
nen Verstoß gegen verschiedene Bestim­
mungen der gemeinschaftsrechtlichen Rege­
lung über die zusätzliche Abgabe auf Milch 
geltend. 

Der Conseil d'État des Großherzogtums 
Luxemburg hat, um einen etwaigen Verstoß 
gegen das Gemeinschaftsrecht beurteilen zu 
können, das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag die folgenden, in beiden Rechtssachen 
identischen Fragen vorgelegt: 

„1 . Ist es nach Artikel 40 Absatz 3 des Ver­
trages von Rom, wonach die gemeinsame 
Organisation der Agrarmärkte jede Diskri­
minierung zwischen Erzeugern innerhalb 
der Gemeinschaft auszuschließen hat, ei­
nem Mitgliedstaat verwehrt, gemäß Artikel 
2 der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 des 
Rates das in Absatz 1 dieses Artikels be­
zeichnete Jahr als Referenzjahr für die Be­
stimmung der in Artikel 5 c Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 genann­
ten Referenzmenge zu wählen, wenn da­
durch ein Käufer und somit auch die die­
sen beliefernden Milcherzeuger zu Lasten 
anderer Erzeuger und der von diesen be­
lieferten Käufer tatsächlich begünstigt wer­
den? 

2. Ist es, wenn ein Mitgliedstaat das Jahr 
1981 als Referenzjahr gewählt hat, nach 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 zulässig, auf die Refe­
renzmenge im Sinne dieses Absatzes 1 ei­
nen je nach der Menge der Lieferungen 
bestimmter Gruppen von Abgabenpflichti­
gen angepaßten Prozentsatz anzuwenden, 

3481 



SITZUNGSBERICHT — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 201 UND 202/85 

obwohl diese Möglichkeit in Absatz 2 aus­
drücklich nur für den Fall vorgesehen ist, 
daß der Mitgliedstaat das Kalenderjahr 
1982 oder das Kalenderjahr 1983 als Refe­
renzjahr gewählt hat? 

3. Darf ein Mitgliedstaat, der sich für die 
Formel Β entschieden hat, nach dem Ge­
samtsystem der Verordnung (EWG) Nr. 
857/84, insbesondere nach Artikel 2 Ab­
satz 2, Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 8 
Absatz 1, die individuelle Referenzmenge 
eines Erzeugers, der wegen Aufgabe seines 
Betriebs seine Lieferungen eingestellt hat, 
der Reserve des Käufers zuschlagen, an 
den dieser Erzeuger seine Milch geliefert 
hatte, oder muß diese Menge der nationa­
len Reserve hinzugefügt werden? 

4. Darf ein Mitgliedstaat nach der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 857/84, insbesondere 
nach Artikel 4 Absatz 2, der Reserve des 
letzten Käufers die individuelle Referenz­
menge eines Lieferanten, der seine Tätig­
keit eingestellt hat, zuschlagen, auch wenn 
diese Menge um zusätzliche Mengen aus 
der nationalen Reserve aufgestockt worden 
ist? 

5. Bei Bejahung der vierten Frage: Darf 
diese Referenzmenge nach der Verord­
nung (EWG) Nr. 857/84 der Reserve des 
Käufers zugeschlagen werden, den der 
Lieferant zuletzt mindestens zwei aufein­
anderfolgende Jahre lang mit Milch belie­
fert hat?" 

4. Das Verfahren vor dem Gerichtshof 

Die Vorlageurteile sind am 1. Juli 1985 in 
das Register der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingetragen worden. 

Mit Beschluß vom 10. Juli 1985 hat der Ge­
richtshof die vorliegenden Rechtssachen zu 
gemeinsamer Verhandlung und Entschei­
dung verbunden. 

Nach Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG haben 
schriftliche Erklärungen abgegeben: die 
Klägerinnen der Ausgangsverfahren in der 
Rechtssache 201/85, Marthe Klensch, ver­
treten durch Rechtsanwalt Yves Prussen, 
Luxemburg, und die Associations agricoles 
pour la promotion de la commercialisation 
laitière Procola und Corelux, beide vertre­
ten durch Rechtsanwalt Fernand Entringer, 
Luxemburg, die luxemburgische Regierung, 
vertreten durch Ferdinand Hoffstetter, Con­
seiller de direction adjoint im Ministerium 
für Landwirtschaft und Weinbau, als Bevoll­
mächtigten, sowie die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, vertreten 
durch das Mitglied ihres Juristischen Dien­
stes Denise Sorasio als Bevollmächtigte. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts am 4. März 1986 beschlossen, die 
Rechtssache gemäß Artikel 95 der Verfah­
rensordnung an die Fünfte Kammer zu ver­
weisen und die mündliche Verhandlung 
ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröff­
nen. Er hat jedoch beschlossen, der Kom­
mission schriftlich Fragen zu stellen. 

II — Schriftliche Erklärungen 

1. Zur Lage auf dem Milchmarkt in Luxem­
burg 

a) Frau Klensch trägt vor, die Organisation 
des Marktes für Milcherzeugnisse in Lu­
xemburg sei dadurch gekennzeichnet, daß 
es nur zwei Unternehmen gebe, die Milch­
erzeugnisse pasteurisierten und verarbeite­
ten: die Association agricole Luxlait, der bei 
weitem die meisten luxemburgischen Milch­
erzeuger angeschlossen seien, und das Pri­
vatunternehmen Ekabe. 1983 habe der An­
teil von Luxlait an der Milcherzeugung 
7 1 , 5 % und der Anteil der Ekabe 15 ,3% 
betragen. Ferner organisierten zwei Associa­
tions agricoles, die Procola und die Core­
lux, den Verkauf von Milcherzeugnissen der 
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angeschlossenen Betriebe in die Bundesre­
publik Deutschland. 

Seit mehreren Jahren gehe der Marktanteil 
von Luxlait bei den Milcherzeugnissen zu­
rück, da die angeschlossenen Betriebe mit 
der Preispolitik von Luxlait unzufrieden 
seien. Viele von ihnen hätten deshalb Lux­
lait den Rücken gekehrt, um Lieferanten der 
Ekabe, der Corelux oder der Procola zu 
werden. 

Die den letzteren Unternehmen angeschlos­
senen Erzeuger zählten zu den aktivsten Be­
trieben. Dagegen handele es sich bei den 
Luxlait angeschlossenen Erzeugern zu ei­
nem besonders großen Teil um Kleinbe­
triebe (mit einer Erzeugung von unter 
80 000 Litern jährlich). 92,3 % der Kleinbe­
triebe seien Luxlait angeschlossen, während 
nur 7,3 % von ihnen die Ekabe belieferten. 

Man stelle auch fest, daß der bei weitem 
größte Teil der Betriebsschließungen bei den 
Lieferanten von Luxlait zu verzeichnen sei. 
Zudem habe die Erzeugung bei den Liefe­
ranten der Ekabe zwischen 1981 und 1983 
um durchschnittlich 15 % zugenommen, 
während sie bei den Lieferanten von Luxlait 
nur um durchschnittlich 9,36 % angestiegen 
sei. 

b) Die Associations agricoles Procola und 
Corelux führen aus, bis zur Gründung der 
Procola (im August 1978) und der Corelux 
(im Mai 1982) habe es in Luxemburg nur 
zwei Milchkäufer gegeben: Luxlait und 
Ekabe. 

Innerhalb von Luxlait sei es zu Streitigkeiten 
gekommen; die Partizipationskonten seien 
nämlich nicht transparent gemacht worden, 
um die Finanzierung defizitärer Tätigkeiten 
durch wirtschaftlich florierende Branchen 
wie die Milchindustrie zu verschleiern. Aus 
diesem Grund hätten mehrere Erzeuger im 
Laufe der Jahre Luxlait verlassen, um ihre 
eigene Association agricole unter der Be­

zeichnung Procola oder Corelux zu grün­
den. 1981 hätten vier Käufer die folgenden 
Mengen vermarktet: 

Luxlait: 191 743 204 kg, 

Ekabe: 38 186 362 kg, 

Procola: 25 869 253 kg, 

Corelux: 6 001 468 kg. 

Seit der Gründung der Procola und der Co­
relux setze sich bei Luxlait die Abwande­
rung von Erzeugern fort: Verschiedene Er­
zeuger von insgesamt etwa 4,5 Mio kg 
Milch hätten ihr Ausscheiden bei Luxlait 
und ihren Wechsel zu Procola oder Corelux 
mit Wirkung vom 31. Dezember 1985 ange­
kündigt. 

c) Die luxemburgische Regierung weist dar­
auf hin, daß die Einführung eines Quoten­
systems wegen der damit verbundenen Be­
schränkung des Marktes für die luxemburgi­
sche Milchwirtschaft besonders schwierig 
gewesen sei. Die Milcherzeugung mache 
nämlich in Luxemburg mehr als 45 % der 
gesamten Endproduktion der Landwirt­
schaft aus. Sie sei also einer der Hauptpfei­
ler der luxemburgischen Landwirtschaft und 
stelle deshalb eine wichtige Einkommens­
quelle für zahlreiche Betriebe dar. 

Hinzu komme, daß die Landwirtschaft im 
Großherzogtum unter gewissen natürlichen 
Nachteilen leide (Luxemburg werde als be­
nachteiligtes Gebiet eingestuft) und daß es 
für sie unter Rentabilitätsgesichtspunkten 
kaum eine annehmbare Alternativerzeugung 
gebe. Außerdem hätten bei der Einführung 
des Quotensystems zahlreiche Betriebe ei­
nen bedeutenden strukturellen Rückstand 
aufgewiesen, weil sie entweder noch nicht 
ihre Weiterentwicklung begonnen hätten 
oder weil sie ihre Umstrukturierung gerade 
erst in Angriff genommen hätten. 
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Die Gemeinschaftsinstanzen hätten diesen 
Schwierigkeiten dadurch Rechnung getra­
gen, daß sie einen Teil der Gemeinschaftsre­
serve Luxemburg zugeteilt hätten. 

d) Die Kommission erklärt, die Erzeugung 
der an die Verarbeitungs- und Aufberei­
tungsunternehmen in Luxemburg gelieferten 
Milch habe sich im Jahre 1981 auf 
261 800 t belaufen. Daher sei die „Gesamt­
garantiemenge" für den ersten Zeitraum, in 
dem die Regelung über die zusätzliche Ab­
gabe angewendet worden sei, auf 268 000 t 
und für jeden der vier folgenden Zeiträume 
auf 265 000 t, also ungefähr in einer Höhe 
festgesetzt worden, die den 1981 tatsächlich 
gelieferten Mengen zuzüglich 1 % entspro­
chen habe (Artikel 5 c Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 804/68 in der Fassung der 
Verordnung Nr. 856/84). 

Außerdem habe Luxemburg einen Teil, 
nämlich 25 000 t der Gemeinschaftsreserve 
in Höhe von insgesamt 393 000 t, erhalten, 
wodurch die Gesamtgarantiemenge auf 
293 000 t angehoben worden sei (vgl. Arti­
kel 1 der Verordnung Nr. 1371/84). Im 
übrigen lägen die Milchlieferungen in Lu­
xemburg bei 291 000 t, also unter der fest­
gesetzten Höchstgrenze. 

Nach den in der Fachpresse veröffentlichten 
Angaben seien den in Luxemburg ansässigen 
vier Käufern die folgenden Mengen zuge­
teilt worden: 

Luxlait: 212 500 t, 

Ekabe: 44 700 t, ' 

Procola: 29 000 t, 

Corelux: 7 000 t. 

Die luxemburgischen Behörden hätten auch 
die gemeinschaftsrechtliche Regelung ange­
wendet, nach der die Mitgliedstaaten für 
den ersten Zwölfmonatszeitraum den Teil 
der von bestimmten Abgabenpflichtigen 

nicht genutzten Referenzmengen denjenigen 
Abgabenpflichtigen zuteilen dürften, die 
ihre eigene Referenzmenge überschritten 
hätten. Da die übrigen Käufer in Luxem­
burg ihre Referenzmengen um insgesamt 
2 813 t unterschritten hätten, seien die der 
Procola und der Corelux ursprünglich zuge­
wiesenen Referenzmengen entsprechend 
den festgestellten Überschreitungen um 
606 t und 264 t aufgestockt worden. 

Diese Maßnahme zeige, daß kein Käufer 
und daher auch kein Erzeuger in Luxem­
burg für den betreffenden Zeitraum die zu­
sätzliche Abgabe tatsächlich zahlen müsse. 

2. Zur ersten Frage 

Nach Ansicht der Klägerinnen der Aus­
gangsverfahren ist die erste Frage zu beja­
hen, während die luxemburgische Regierung 
vorschlägt, sie zu verneinen. Die Kommis­
sion vertritt eine differenzierte Auffassung. 

a) Frau Klensch macht geltend, aus Grün­
den, die mit der Entwicklung des Marktes 
zu tun hätten, habe die Wahl des Referenz­
jahres eine offensichtliche Wettbewerbsver­
fälschung zur Folge. Diese Ungleichbehand­
lung sei kaum dadurch beseitigt worden, 
daß die Referenzmenge entsprechend dem 
Anstieg der Erzeugung zwischen 1981 und 
1983 angepaßt worden sei. 

Die Molkerei Luxlait, deren Erzeugung in 
den Jahren vor der Einführung der Milch­
quotenregelung am wenigstens angestiegen 
sei, habe nämlich eine Referenzmenge in 
Höhe von 105,01 % ihrer 1983er Erzeu­
gung erhalten. Die Ekabe habe eine Refe­
renzmenge von 104,1 % erhalten, während 
den beiden übrigen Käufern Referenzmen­
gen von 96,34 % und 103,49 % ihrer 
1983er Erzeugung zugeteilt worden seien. 
Dies habe dazu geführt, daß Luxlait ihre 
Quote nicht ausgeschöpft habe, während die 
übrigen drei Käufer sie überschritten hätten. 
Die angewendeten Mechanismen begünstig-
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ten folglich einen Käufer zu Lasten seiner 
Konkurrenten und deren Lieferanten. Zahl­
reiche landwirtschaftliche Betriebe, die den 
drei übrigen Käufern angeschlossen seien, 
hätten somit ihre Erzeugung um 15 bis 
20 % einschränken müssen. 

Eine solche Entwicklung stelle eine nach 
Artikel 40 Absatz 3 EWG-Vertrag verbo­
tene Diskriminierung dar. Nach der Recht­
sprechung des Gerichtshofes sei diese Be­
stimmung nur der spezifische Ausdruck des 
allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes, der zu 
den Grundprinzipien des Gemeinschafts­
rechts gehöre. Eine Regelung, die eine dis­
kriminierende Verteilung der Lasten vor­
schreibe, könne deshalb im Rahmen der 
Verwirklichung der Ziele der Gemeinsamen 
Agrarpolitik nicht rechtmäßig sein. Eine 
derartige Regelung verstoße außerdem ge­
gen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, der 
das Diskriminierungsverbot ergänze. 

b) Die Associations agricoles Procola und 
Corelux führen aus, die Wahl des Jahres 
1981 als Referenzjahr stelle eine ausgeklü­
gelte Begünstigung von Luxlait zu Lasten 
der übrigen Käufer dar. Luxlait verfüge 
nämlich wegen der seit 1981 erfolgten Pro­
duktionseinstellungen über die größte Re­
servemenge von ihrer Basisquote, die sie den 
ihr angeschlossenen Erzeugern zugute kom­
men lassen könne, die auf diese Weise 
durch die Einschränkungen der Erzeugung 
nicht beeinträchtigt würden. Die Reserve 
von Luxlait mache 3,67 % ihrer Basisquote 
aus, während die Reserven der Ekabe und 
der Procola nur 1,28 % und 0,27 % ihrer 
jeweiligen Basisquote betrügen; Corelux 
verfüge über gar keine derartige Reserve. 

Ungleichheiten gebe es auch in bezug auf 
die Auswirkungen der Regelung auf die Er­
zeuger. So habe Luxlait ihren Ankauf ge­
genüber 1983 um 4,74 % gesteigert, wäh­
rend er bei der Ekabe nur um 3,75 % ange­
stiegen sei. Die Firmen Procola und Corelux 
hätten gar einen Rückgang des Ankaufs um 
3,17 % und 5,83 % verzeichnet. 

Solche objektiv nicht gerechtfertigten Un­
gleichheiten verstießen sowohl gegen Artikel 
40 Absatz 3 EWG-Vertrag als auch gegen 
den Grundsatz eines offenen Marktes, der 
den gemeinsamen Agrarmarktorganisatio-
nen zugrunde liege. 

c) Die luxemburgische Regierung trägt vor, 
mit dem gemeinschaftsrechtlichen System 
der Milchquoten werde zwar ein allgemei­
ner Rahmen festgelegt; die Mitgliedstaaten 
behielten jedoch die Befugnis, bei der An­
wendung des Systems bestimmte Optionen 
auszuüben. Dazu gehöre die Möglichkeit, 
unter den Jahren 1981, 1982 oder 1983 das 
Referenzjahr auszuwählen; die luxemburgi­
sche Regierung habe sich für das Jahr 1981 
entschieden. 

Indem die luxemburgische Regierung diese 
Wahl getroffen habe, habe sie versucht, eine 
Lösung unter Berücksichtigung aller betrof­
fenen Belange zu finden. Es sei jedoch eine 
Tatsache, daß die verschiedenen Molkereien 
hinsichtlich der Milcherzeugung der ihnen 
angeschlossenen Betriebe unterschiedlich 
strukturiert seien. Ihre Lage hänge nämlich 
sowohl von dem Anteil der kleinen Milcher­
zeuger, dem Anteil der mittleren und gro­
ßen Erzeuger und dem Anteil derjenigen 
Erzeuger ab, deren Erzeugung im Laufe der 
Jahre erheblich geschwankt habe. Daraus 
folge, daß sich die festgelegte Quotenzutei­
lungsformel in ihrer praktischen Anwen­
dung nicht in ein und derselben Weise auf 
die verschiedenen Käufer auswirke. Dieser 
Unterschied in den Auswirkungen sei 
gleichwohl nicht das Ergebnis einer willkür­
lichen Entscheidung, sondern der Lieferan­
tenstruktur. 

Was die Erzeuger anbelange, so sei es nicht 
zu vermeiden, daß ein System der Begren­
zung unabhängig von dem festgelegten Re­
ferenzjahr Ungleichbehandlungen je nach 
ihrem Entwicklungsstand bei der Milcher­
zeugung mit sich bringe. Dieser Unterschied 
entspreche jedoch der unterschiedlichen 
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Lage, in der sie sich zum Zeitpunkt der An­
wendung des Quotensystems befunden hät­
ten. 

Aus diesen Erklärungen werde deutlich, daß 
sich die luxemburgische Regierung bei ihrer 
Entscheidung für das Jahr 1981 von objekti­
ven Kriterien habe leiten lassen, die eine Be­
rücksichtigung der Dynamik entwickelter 
Betriebe sowie die Umstrukturierung kleiner 
und mittlerer Betriebe ermöglichten. Eine 
solche Politik sei mit Artikel 40 Absatz 3 
EWG-Vertrag in der Auslegung, die ihm 
der Gerichtshof gegeben habe, vereinbar. 
Dieser habe in seinem Urteil vom 27. Sep­
tember 1979 in der Rechtssache 230/78 
(Eridania, Slg. 1979, 2749) entschieden, daß 
„eine Diskriminierung im Sinne von Artikel 
40 des Vertrages ... nicht vorliegen [kann], 
wenn die unterschiedliche Behandlung der 
Unternehmen der unterschiedlichen Lage 
entspricht, in der sich diese Unternehmen 
befinden". 

d) Die Kommission ist der Ansicht, die we­
sentlichen Gesichtspunkte für die Beantwor­
tung der Frage des vorlegenden Gerichts er­
gäben sich hinsichtlich der Wahl des Refe­
renzjahres bereits aus dem Wortlaut von Ar­
tikel 2 der Verordnung Nr. 857/84. 

Nach dieser Bestimmung dürften die Mit­
gliedstaaten die Referenzmengen der Abga­
benpflichtigen, im vorliegenden Fall der 
Käufer (Formel B), entweder auf der 
Grundlage der 1981 gekauften Milchmen­
gen, zuzüglich 1 %, oder auf der Grundlage 
der 1982 oder 1983 gekauften Mengen fest­
setzen, und zwar im letzteren Fall unter An­
wendung eines Prozentsatzes, mit dem auf 
nationaler Ebene mengenmäßig dasselbe 
Gesamtergebnis erreicht werden könne, wie 
wenn sie das Jahr 1981 + 1 % gewählt hät­
ten, wobei dieser Prozentsatz natürlich 
zwangsläufig für alle Abgabenpflichtigen 
gleich sei. 

Der Grundsatz sei also die Festsetzung der 
Referenzmengen auf der Grundlage des 
Jahres 1981. Der Rückgriff auf die Daten 
des Jahres 1982 oder 1983 sei eine Aus­
nahme und zugleich eine Option, deren 
Ausübung im freien Ermessen der Mitglied­
staaten stehe. Erst recht sei dann auch die 
Option für die erste Lösung von keinerlei 
Voraussetzungen abhängig. Es könne daher 
nicht davon ausgegangen werden, daß die 
Wahl des Jahres 1981 als Referenzjahr nur 
in bestimmten Fällen oder unter bestimmten 
Umständen zulässig sei. Diese Formel weise 
im Gegenteil alle Merkmale einer Regelung 
des allgemeinen Rechts und einer von den 
nationalen Behörden ipso iure anwendbaren 
Norm auf. 

Daraus ergebe sich, daß die Möglichkeit, 
das Jahr 1981 zu wählen, den Mitgliedstaa­
ten nicht aufgrund des Gleichbehandlungs­
grundsatzes abgesprochen werden könne, 
ohne zugleich die Gültigkeit von Artikel 2 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 857/84 in 
Frage zu stellen. Da dieser Gesichtspunkt 
vom vorlegenden Gericht aber nicht ange­
sprochen worden sei, begnüge sich die 
Kommission mit dem Hinweis, daß die gro­
ßen Unterschiede in den Strukturen der 
Milcherzeugung und -erfassung der Ge­
meinschaft sowie der unterschiedliche Ent­
wicklungsrhythmus in den letzten Jahren als 
Rechtfertigung dafür ausreichten, daß . die 
gemeinschaftsrechtliche Regelung — wegen 
ihres naturgemäß allgemeinen und darüber 
hinaus für die Abgabenpflichtigen äußerst 
zwingenden Charakters — den nationalen 
Behörden die Wahl zwischen verschiedenen 
Formeln aufgrund zahlreicher Faktoren der 
neuen Regelung lasse. 

Die Mitgliedstaaten müßten jedoch, wenn 
sie eine der ihnen eröffneten Optionen aus­
übten, gleichzeitig alle allgemeinen Bestim­
mungen der Regelung beachten. Das gelte 
auch für die Bestimmungen, nach denen bei 
der Festsetzung der Referenzmenge des 
Käufers die Lage der Erzeuger zu berück-
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sichtigen sei, die diesen Käufer mit Milch 
belieferten, und insbesondere für diejenigen, 
in denen die Fälle, daß Erzeuger von einer 
Molkerei zur anderen überwechselten, gere­
gelt seien. 

Die Kommission führt hierzu aus, daß in 
Artikel 6 der Durchführungsverordnung Nr. 
1371/84 bestimmte Fälle abschließend auf­
gezählt seien, in denen die Referenzmenge 
des Käufers angepaßt werden müsse; dazu 
zähle der Fall, daß Erzeuger von einem 
Käufer auf einen anderen wechselten. Diese 
Bestimmung erfasse bei richtiger Auslegung 
auch die Fälle, in denen ein solcher Wechsel 
zwischen dem Referenzjahr und dem In­
krafttreten der neuen Regelung erfolgt sei. 

Wenn ein Mitgliedstaat also die 1981 den 
Käufern tatsächlich gelieferten Mengen, zu­
züglich 1 %, zugrunde lege, um die Refe­
renzmengen der Käufer festzusetzen, müsse 
er diese Mengen unter Berücksichtigung der 
zwischen 1981 und dem Inkrafttreten der 
neuen Regelung eingetretenen Fälle des 
Wechsels von Erzeugern von einem Käufer 
auf einen anderen sowie des Auftretens, des 
Verschwindens oder Zusammenschlusses 
von Käufern anpassen. 

Die Kommission schlägt abschließend vor, 
die erste Frage wie folgt zu beantworten: 

„Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 des Rates ist die Ent­
scheidung eines Mitgliedstaats, die Refe­
renzmengen der Betriebe, die der Regelung 
über die zusätzliche Abgabe unterliegen, in 
Höhe der 1981 tatsächlich vorgenommenen 
Milchlieferungen zuzüglich 1 % festzuset­
zen, an keine besondere Voraussetzung ge­
knüpft. Die übrigen Bestimmungen der ge­
meinschaftsrechtlichen Regelung, denen zu­
folge bestimmte, nach 1981 eingetretene 
Umstände, insbesondere der Wechsel von 
Erzeugern von einem Käufer auf einen an­
deren, zu berücksichtigen sind, bleiben un­
berührt." 

3. Zur zweiten Frage 

Die luxemburgische Regierung ist der An­
sicht, die zweite Frage sei zu bejahen. Da­
gegen schlägt die Kommission vor, sie zu 
verneinen. Die Klägerinnen der Ausgangs­
verfahren haben zu dieser Frage nicht ge­
sondert Stellung genommen. 

a) Die luxemburgische Regierung räumt ein, 
daß der Wortlaut von Artikel 2 Absätze 1 
und 2 der Verordnung Nr. 857/84 zu dem 
Schluß verleiten könne, daß eine Anpassung 
der Referenzmengen nur dann zulässig sei, 
wenn das Jahr 1982 oder 1983 als Referenz­
jahr gewählt worden sei. Die genannte Ver­
ordnung enthalte jedoch keine Bestimmung, 
die eine Anpassungsmöglichkeit im Falle der 
Wahl des Jahres 1981 ausdrücklich aus­
schließe. Eine derartige Anpassung dürfte 
vielmehr der Zielsetzung der gemeinschafts­
rechtlichen Regelung entsprechen. Es ergebe 
sich nämlich aus den Begründungserwägun­
gen und den Bestimmungen der einschlägi­
gen Verordnungen, daß der Rat durch die 
Einführung eines sehr komplexen Quoten­
systems den unterschiedlichen Strukturen 
der Milcherzeugung habe Rechnung tragen 
und somit zu einschneidende Auswirkungen 
habe vermeiden wollen. 

b) Die Kommission ist demgegenüber der 
Auffassung, daß die Referenzmengen nicht 
nach bestimmten Gruppen von Abgaben­
pflichtigen angepaßt werden könnten, wenn 
der Mitgliedstaat das Jahr 1981 als Refe­
renzjahr gewählt habe. 

Bereits aus dem Wortlaut der betreffenden 
Bestimmung gehe hervor, daß die nationa­
len Behörden nur dann die Referenzmenge 
anpassen könnten, wenn sie sich für 1982 
oder 1983 als Referenzjahr entschieden hät­
ten. Auch die Möglichkeit, den auf die tat­
sächlichen Lieferungen des Jahres 1982 oder 
1983 angewandten Prozentsatz entweder 
nach der Entwicklung der Lieferungen in 
bestimmten Regionen oder nach der Menge 
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oder der Entwicklung der Lieferungen jeder 
einzelnen Gruppe von Abgabenpflichtigen 
anzupassen, bestehe nicht für den Mitglied­
staat, .der 1981 als Referenzjahr gewählt 
habe. 

Diese Bestimmung füge sich im übrigen har­
monisch in die geschaffene Gesamtregelung 
ein. Denn entweder entscheide sich der Mit­
gliedstaat dafür, die Referenzmengen ausge­
hend vom Jahr 1981 festzusetzen und folg­
lich die späteren Entwicklungen außer acht 
zu lassen, oder er wähle ein Referenzjahr, 
das näher am Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der neuen Regelung liege, und habe dann 
die Möglichkeit, den bis zu diesem Zeit­
punkt eingetretenen Entwicklungen der Er­
zeugung und Erfassung Rechnung zu tra­
gen. 

Eine nationale Regelung, die diese beiden, 
in der gemeinschaftsrechtlichen Regelung 
deutlich voneinander getrennten Formeln 
gewissermaßen vermenge, könne deshalb 
nicht als der Gemeinschaftsregelung kon­
form angesehen werden. Das gelte sowohl 
für die Berücksichtigung der nach 1981 ein­
getretenen Entwicklung der Erfassung bei 
den Käufern als auch für die Berücksichti­
gung der von den Erzeugern nach 1981 er­
reichten Liefermenge. 

Die Kommission schlägt abschließend vor, 
die zweite Frage wie folgt zu beantworten: 

„Nach Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 857/84 ist einem Mitgliedstaat, der in 
Anwendung von Absatz 1 dieses Artikels das 
Jahr 1981 als Referenzjahr gewählt hat, 
nicht gestattet, auf die so festgesetzten Re­
ferenzmengen der Käufer einen Prozentsatz 
anzuwenden, der gemäß Absatz 2 Satz 2 
dieses Artikels nach Gruppen von Abgaben­
pflichtigen angepaßt wird. Die letztgenannte 
Bestimmung betrifft ausschließlich den Fall, 
daß ein Mitgliedstaat das Jahr 1982 oder 
das Jahr 1983 als Referenzjahr gewählt 
hat." 

4. Zur dritten Frage 

Die Klägerinnen der Ausgangsverfahren 
schlagen vor, die dritte Frage zu verneinen, 
während die luxemburgische Regierung und 
die Kommission diese Frage bejahen. 

a) Frau Klensch trägt vor, die Bestimmung 
der großherzoglichen Verordnung, wonach 
die Referenzmengen derjenigen Betriebe, 
die ihre Tätigkeit gänzlich einstellten oder 
aber einschränkten, den.Molkereien zufielen 
und in die für sämtliche Lieferanten dieser 
Molkerei verfügbare Reserve aufgenommen 
würden, verschaffe den Lieferanten eines 
bestimmten Käufers einen besonderen Vor­
teil zu Lasten der den übrigen Käufern an­
geschlossenen Lieferanten. Sie trage somit 
zu einer Wettbewerbsverzerrung bei, denn 
die Unterschiede zwischen den verschiede­
nen Preisen, die die Käufer ihren Lieferan­
ten anböten, würden durch den Anreiz aus­
geglichen, bei der Erzeugung die offizielle 
Quote zu überschreiten, die gegenwärtig 
mit dem Anschluß an Luxlait verbunden sei. 
Diese Maßnahme habe zum Ziel, die Lux­
lait angeschlossenen Betriebe davon abzu­
halten, diese Association agricole zu verlas­
sen, um Lieferanten eines der übrigen Käu­
fer zu werden. 

Ein Mitgliedstaat, der sich für die Formel Β 
entschieden habe, dürfe deshalb nach der 
Verordnung Nr. 857/84 die individuelle Re­
ferenzmenge eines Erzeugers, der wegen 
Aufgabe seines Betriebs seine Lieferungen 
eingestellt habe, nicht der Reserve des Käu­
fers zuschlagen, den dieser Erzeuger belie­
fert habe; er müsse diese Menge vielmehr 
der nationalen Reserve hinzufügen. 

b) Die Associations agricoles Procola und 
Corelux machen geltend, die in Rede ste­
henden Verordnungen bezweckten einen 
Abbau der Überschüsse, um die Erzeugung 
und den Verbrauch ins Gleichgewicht zu 
bringen. Dafür seien eine gemeinsame und 
eine diese ergänzende nationale Milchpoli­
tik unerläßlich. 
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Die individuelle Referenzmenge eines Er­
zeugers, der seine Erzeugung aufgebe, 
müsse deshalb der nationalen Reserve zufal­
len, damit die politischen Instanzen über die 
Mittel zur Durchführung einer Agrarpolitik 
verfügten, die nach den Bestimmungen des 
Gemeinschaftsrechts auch eine Einkom­
menspolitik für die Landwirte sein müsse. 

c) Die luxemburgische Regierung bemerkt, 
die Antwort auf die dritte Frage ergebe sich 
aus Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
857/84. Danach gelte folgendes: „Bei An­
wendung der Formel Β können die Mit­
gliedstaaten die erforderlichen Schritte un­
ternehmen, um den Käufern von Milch und 
Milcherzeugnissen die Verwaltung der ih­
nen zugewiesenen Referenzmengen zu er­
möglichen; dies schließt die Zuteilung und 
Neuzuteilung der in Artikel 10 genannten 
Mengen ein." Aus dieser Bestimmung gehe 
hervor, daß die nach der Betriebsaufgabe ei­
nes Lieferanten frei gewordenen Mengen 
beim Käufer verblieben und folglich in des­
sen Reserve fielen, da der Käufer sie nur 
nach Maßgabe einer nationalen Verordnung 
verwenden dürfe. 

Diese Auffassung werde dadurch erhärtet, 
daß in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 857/84 aus­
drücklich ein Fall der Übernahme von frei­
gesetzten individuellen Referenzmengen in 
die nationale Reserve vorgesehen sei, wenn 
die Mitgliedstaaten Erzeugern, die sich zur 
Aufgabe ihrer Milcherzeugung verpflichte­
ten, eine Vergütung gewährten. 

d) Die Kommission ist der Ansicht, die 
Wahl des Jahres 1981 als Referenzjahr habe 
zur Folge, daß die Referenzmengen der 
Käufer nach den in diesem Jahr tatsächlich 
erfaßten Mengen festgesetzt würden, es sei 
denn, daß eine anderslautende Bestimmung 
die Berücksichtigung späterer Ereignisse wie 
den Wechsel von Erzeugern von einem 
Käufer auf einen anderen vorschreibe oder 
gestatte. Da in der gemeinschaftsrechtlichen 

Regelung weder die freiwillige Produktions­
aufgabe noch die Produktionseinschränkung 
genannt seien, gebe es keine Rechtsgrund­
lage für eine Verringerung der Menge des 
Käufers aufgrund solcher Faktoren. 

Außerdem dienten die besonderen Merk­
male der Käuferformel (Formel B) gerade 
dazu, jeden Käufer in die Lage zu verset­
zen, in seinem Bereich einen automatischen 
Ausgleich zwischen Erzeugern, die ihre Lie­
ferungen steigerten, und Erzeugern, die ihre 
Lieferungen verringerten oder gänzlich ein­
stellten, herbeizuführen. Um dieser Situa­
tion Rechnung zu tragen, sei die Abgabe bei 
der Formel Β auch auf 100 % des Milch­
richtpreises festgesetzt worden, während sie 
bei der Formel A 75 % betrage. Die Syste­
matik der Regelung über die zusätzliche 
Abgabe impliziere also, daß bei Anwendung 
der Formel Β die Produktionsrückgänge bei 
einzelnen Erzeugern den übrigen Erzeugern 
desselben Käufers zugute kämen. 

Im übrigen seien die Quellen, aus denen die 
nationale Reserve — die die Zuteilung zu­
sätzlicher Mengen in bestimmten Fällen er­
möglichen solle (Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 857/84) — gespeist werde, abschließend 
aufgezählt. Es handele sich insbesondere um 
die einheitliche Kürzung der Referenzmen­
gen aller Abgabenpflichtigen und um die 
Fälle, in denen die Milcherzeugung nach 
dem Inkrafttreten der neuen Regelung im 
Rahmen eines nationalen, mit einer Ent­
schädigung des Erzeugers verbundenen För­
derungssystems endgültig aufgegeben wor­
den sei. Diese Fälle der Produktionsaufgabe 
unterschieden sich völlig von denjenigen, 
die Gegenstand der vorliegenden Frage 
seien. 

Die Kommission schlägt abschließend vor, 
die dritte Frage wie folgt zu beantworten: 

„Die gemeinschaftsrechtliche Regelung über 
die zusätzliche Abgabe enthält keine Be­
stimmung, nach der es zulässig wäre, von 
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der Referenzmenge eines Käufers die Men­
gen eines Erzeugers abzuziehen, der zwi­
schen dem Referenzjahr und dem Inkraft­
treten dieser Regelung alle Lieferungen ein­
gestellt hat." 

5. Zur vierten und zur fünften Frage 

Die Klägerinnen der Ausgangsverfahren 
schlagen vor, auch die vierte Frage zu ver­
neinen, wodurch die fünfte Frage gegen­
standslos werde. Dagegen regt die luxem­
burgische Regierung an, die vierte und die 
fünfte Frage zu bejahen. Die Kommission 
ist der Ansicht, daß die vierte Frage bejaht, 
die fünfte Frage dagegen verneint werden 
müsse. 

a) Frau Klensch trägt vor, die Verordnung 
Nr. 857/84, insbesondere ihr Artikel 4 Ab­
satz 2 in Verbindung mit den Artikeln 39 
und 40 EWG-Vertrag, gestatte einem Mit­
gliedstaat aus den bereits im Zusammenhang 
mit der dritten Frage vorgebrachten Grün­
den nicht, die um zusätzliche Mengen aus 
der nationalen Reserve aufgestockte indivi­
duelle Referenzmenge eines Lieferanten, der 
seine Tätigkeit eingestellt habe, der Reserve 
des letzten Käufers zuzuschlagen. 

b) Die Associations agricoles Procola und 
Corelux erklären, die Menge eines einzelnen 
Erzeugers könne aus zwei unterschiedlichen 
Teilmengen bestehen, von denen die eine 
aus der nationalen Reserve herrühre. Die in­
dividuelle Referenzmenge, zumindest aber 
die aus der nationalen Reserve herrührende 
zusätzliche Menge müsse bei endgültiger 
Aufgabe der gesamten Erzeugung der natio­
nalen Reserve zufallen. 

Jedenfalls sei die nationale Regelung inso­
weit, als sie für den Fall des Käuferwechsels 
eine Frist von zwei Jahren vorsehe, willkür­
lich und objektiv nicht zu rechtfertigen. 

c) Die luxemburgische Regierung trägt vor, 
bei der Beantwortung der vierten Frage 
müsse auf Artikel 6 Absatz 1 der Durchfüh­

rungsverordnung Nr. 1371/84 abgestellt 
werden. Nach dieser Bestimmung werde im 
Rahmen der Formel B die Referenzmenge 
des Käufers angepaßt, um insbesondere die 
den Erzeugern in Anwendung von Artikel 3 
und 4 der Verordnung Nr. 857/84 zugewie­
senen zusätzlichen Mengen zu berücksichti­
gen. Sie stelle also den Grundsatz auf, daß 
die den Erzeugern, die einen Entwicklungs­
plan durchführten, zugewiesenen zusätzli­
chen Mengen der Referenzmenge des Käu­
fers hinzugefügt würden. Folglich fänden 
auf die zusätzlichen Mengen die allgemei­
nen Vorschriften über die Referenzmenge 
des Käufers Anwendung. 

Die fünfte Frage stehe im Zusammenhang 
mit einer Bestimmung der nationalen Rege­
lung, wonach die Referenzmengen, die da­
durch frei würden, daß ein Erzeuger die Er­
zeugung aufgebe, der Reserve des Käufers 
zugeschlagen würden, den dieser Erzeuger 
zuletzt mindestens zwei aufeinanderfol­
gende Jahre lang mit Milch beliefert habe. 
Ein solches Fristerfordernis sei eingeführt 
worden, um zu verhindern, daß den Erzeu­
gern, die ihre Erzeugung einstellen wollten, 
Geldangebote gemacht würden, um sie zu 
veranlassen, kurze Zeit vor der Einstellung 
ihrer Erzeugung die Molkerei zu wechseln 
und somit ihre Quote in die neue Molkerei 
einzubringen. Eine derartige nationale Be­
stimmung könne, obwohl sie in der gemein­
schaftsrechtlichen Regelung nicht ausdrück­
lich vorgesehen sei, nicht im Widerspruch 
zum Gemeinschaftsrecht stehen. 

d) Die Kommission führt aus, bei der vier­
ten und der fünften Frage gehe es darum, 
welche etwaigen Auswirkungen es auf die 
Referenzmenge des Käufers habe, wenn ein 
Erzeuger seine Lieferungen völlig einstelle. 

Aus der Antwort auf die dritte Frage ergebe 
sich, daß im Falle der freiwilligen Produk­
tionsaufgabe die entsprechenden Mengen 
nicht der nationalen Reserve zugeführt wer­
den könnten, sondern in der Referenz-
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menge des Käufers verblieben. Dieses Er­
gebnis werde auch dem Erfordernis gerecht, 
den Anspruch des Erzeugers auf seine indi­
viduelle Menge zu wahren. Eine solche frei­
willige Aufgabe könne selbstverständlich 
wieder rückgängig gemacht werden, denn 
nichts hindere einen Erzeuger, der seine Tä­
tigkeit eingestellt habe, daran, sie später 
wieder aufzunehmen. In diesem Fall behalte 
er einen Anspruch auf seine zuvor festge­
setzte individuelle Menge. 

Der Umstand, daß der betreffende Erzeuger 
ursprünglich möglicherweise einmal eine zu­
sätzliche Menge gemäß Artikel 4 der Ver­
ordnung Nr. 857/84 erhalten habe, könne 
nicht zu einer anderen Beurteilung führen. 
Liefereinstellungen, die nicht ausdrücklich 
in der gemeinschaftsrechtlichen Regelung 
vorgesehen seien, hätten nämlich keinen 
Einfluß auf die Referenzmenge des Käufers. 

Die Bestimmung, wonach allein derjenige 
Käufer, den der Erzeuger mindestens zwei 
aufeinanderfolgende Jahre lang mit Milch 
beliefert habe, die durch die Einstellung der 
Lieferungen frei gewordenen Mengen be­
halte, finde keine Grundlage in der gemein­
schaftsrechtlichen Regelung. Die Fälle des 
Wechsels von einem Käufer auf einen ande­
ren seien in Bestimmungen geregelt, die 
ausdrücklich auf die Vorschriften über die 
Ersetzung eines Käufers durch einen ande­
ren verwiesen (Artikel 7 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 857/84). In diesen Vorschrif­
ten sei im Gegenteil geregelt, daß der inner­
halb eines Zwölfmonatszeitraums eingetre­
tenen Situationsänderung pro rata der noch 
verbleibenden Zeit Rechnung getragen 
werde. 

Die Logik des Systems verbiete somit, daß 
die individuelle Menge eines Erzeugers von 
der Referenzmenge des Käufers, den er bei 
der Betriebsaufgabe tatsächlich beliefert 
habe, abgezogen und entweder der nationa­
len Reserve hinzugefügt oder fiktiv der Re­
ferenzmenge eines früheren Käufers zuge­

schlagen werde, den er mindestens zwei 
aufeinanderfolgende Jahre lang beliefert 
habe. Die nationalen Behörden könnten 
nicht umhin, den während eines Zeitraums, 
in dem die Regelung gelte, erfolgten Wech­
sel eines Erzeugers auf einen anderen Käu­
fer zu berücksichtigen, selbst wenn im An­
schluß daran während desselben Zeitraums 
die Lieferungen eingestellt würden. 

Die Kommission schlägt abschließend vor, 
die vierte und die fünfte Frage wie folgt zu 
beantworten: 

„Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 können die aufgrund ei­
ner Aufgabe der Erzeugung nach Absatz 1 
Buchstabe a dieses Artikels freigesetzten 
Mengen nur für die nationale Reserve ver­
wendet werden. Andere Einstellungen der 
Belieferung aller Käufer, die nach dem In­
krafttreten der Regelung über die zusätzli­
che Abgabe erfolgt sind, beeinflussen nicht 
die Referenzmenge des Käufers, selbst wenn 
dem Erzeuger, der seine Tätigkeit einstellt, 
zusätzliche oder spezifische Mengen gemäß 
den Artikeln 3 und 4 der Verordnung Nr. 
857/84 zugeteilt worden sind. Nach der ge­
meinschaftsrechtlichen Regelung darf die 
Folge, daß die Referenzmenge des Käufers 
unberührt bleibt, nicht davon abhängig ge­
macht werden, daß der Erzeuger diesen 
Käufer mindestens während eines bestimm­
ten Zeitraums beliefert hat." 

III — Antworten auf die Fragen des Ge­
richtshofes 

Die Kommission hat auf Fragen des Ge­
richtshofes folgendes ausgeführt: 

a) Das Jahr 1981 sei deshalb in die gemein­
schaftsrechtliche Regelung als Referenzjahr 
aufgenommen worden, weil im Sektor 
Milch und Milcherzeugnisse eine Garantie­
schwelle eingeführt worden sei, die ihrer­
seits auf dieser Grundlage festgesetzt wor­
den sei. 
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Mit Erlaß der Verordnung Nr. 1183/82 
vom 18. Mai 1982 (ABl. L 140, S. 1), durch 
die ein Artikel 5 b in die Grundverordnung 
Nr. 804/68 aufgenommen worden sei, habe 
der Rat beschlossen, daß jährlich eine Ga­
rantieschwelle für Milch festgesetzt werden 
solle, „um zu einer besseren Ausrichtung 
der Erzeugung beizutragen und auf diese 
Weise den Gemeinschaftshaushalt zu entla­
sten" (einzige Begründungserwägung). Un­
ter diesen Umständen sei in Artikel 2 der 
Verordnung Nr. 1184/82 des Rates vom 18. 
Mai 1982 (ABl. L 140, S. 2) die Garantie­
schwelle für 1982 „auf der gleichen Höhe 
wie die im Laufe des Kalenderjahres 1981 
an Milch be- oder verarbeitende Betriebe 
gelieferte Menge zuzüglich 0,5 v. H. festge­
setzt" worden, wobei diese Erhöhung den 
Prognosen über einen normalen jährlichen 
Zuwachs beim Verbrauch entsprochen habe. 
Im folgenden Jahr sei das Verfahren ähnlich 
gewesen; in Artikel 2 der Verordnung Nr. 
1205/83 des Rates vom 17. Mai 1983 (ABl. 
L 132, S. 1) sei die Garantieschwelle für 
1983 „auf der gleichen Höhe wie die im 
Laufe des Kalenderjahres 1981 an Milch be-
oder verarbeitende Betriebe gelieferte 
Menge zuzüglich 1 v. H.", also unter An­
hebung des für 1982 festgelegten Niveaus 
um 0,5 % festgesetzt worden. 

Als die Regelung über die zusätzliche Ab­
gabe im Jahre 1984 erlassen worden sei, 
habe man auf die Garantieschwelle für 1983 
— also 1981 + 1 % — als Grundlage für 
die Bestimmung der Gesamtgarantiemengen 
pro Mitgliedstaat zurückgegriffen. In die­
sem Zusammenhang sei davon ausgegangen 
worden, daß eine zusätzliche jährliche Er­
höhung um 0,5 % nicht angezeigt sei, da 
sich der Verbrauch offensichtlich stabilisiert 
habe. 

Die Möglichkeit, auf das Jahr 1982 oder 
1983 als' Referenzjahr für die Festsetzung 
der Referenzmengen der Abgabenpflichti­
gen (Erzeuger oder Käufer) zurückzugrei­
fen, sei eingeführt worden, um eine Berück­

sichtigung der in den Mitgliedstaaten beste­
henden unterschiedlichen Strukturen der 
Milcherzeugung und -erfassung sowie ins­
besondere unterschiedlicher Entwicklungen 
nach 1981 zu ermöglichen. 

Die Anpassung des auf die Lieferungen an­
gewendeten Prozentsatzes innerhalb eines 
Mitgliedstaats sei vorgesehen worden, um 
insbesondere den nach 1981 erfolgten 
Strukturänderungen Rechnung zu tragen. In 
diesem Zusammenhang habe man es nicht 
nur für notwendig gehalten, daß die ge­
meinschaftsrechtliche Regelung die allge­
meinen objektiven Kriterien, die eine solche 
Differenzierung begründeten, festlege, son­
dern auch, daß sie die Anwendung dieser 
Formel davon abhängig mache, daß die 
neuesten und somit die für die jeweilige in­
dividuelle Lage repräsentativsten Faktoren 
berücksichtigt würden. 

b) Zur Vereinbarkeit der Option 1981 mit 
den Erfordernissen des Artikels 40 Absatz 3 
EWG-Vertrag bemerkt die Kommission, die 
Entscheidung für das Referenzjahr 1981 als 
Grundlage der Regelung über die zusätzli­
che Abgabe stehe in engem Zusammenhang 
mit dem in Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe c 
EWG-Vertrag genannten Ziel der Stabilisie­
rung der Märkte; dasselbe gelte für die 
Festsetzung einer Garantieschwelle für 
Milch, auf die dieses Referenzjahr zurück­
gehe. Außerdem sei die letztere, im Jahre 
1982 getroffene Maßnahme geeignet gewe­
sen, alle Erzeuger darauf hinzuweisen, daß 
die Lage auf dem Markt inzwischen sehr 
bedenklich geworden sei und daß die Ge­
meinschaft für die Zukunft neue Mittel zur 
Eindämmung der Milcherzeugung einsetzen 
müsse. Die Option 1981 schließe deshalb in­
soweit, als sie eine Gleichbehandlung aller 
Abgabenpflichtigen gewährleiste, jede Dis­
kriminierung zwischen Erzeugern innerhalb 
der Gemeinschaft aus. 

Schließlich würden die Mitgliedstaaten da­
durch, daß es neben dieser Formel noch die 
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Optionen 1982 und 1983 gebe, die ihrerseits 
durch die Festlegung verschiedener Gruppen 
von Abgabenpflichtigen angepaßt werden 
könnten, in die Lage versetzt, unter Berück­
sichtigung ihrer Produktions- oder Erfas­
sungsstrukturen und deren etwaiger Ent­
wicklung seit 1981 die geeignetste Option 
auszuüben. 

c) Auf die Frage, welche Mitgliedstaaten 
(außer Spanien und Portugal) welche Op­
tion ausgeübt haben, erklärt die Kommis­
sion, nur zwei Mitgliedstaaten (Griechen­
land und Luxemburg) hätten das Jahr 1981 
als Referenzjahr gewählt; die übrigen acht 
Mitgliedstaaten hätten sich für das Jahr 
1983 entschieden. Vier Mitgliedstaaten 

(Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Ita­
lien und Niederlande) hätten für die Formel 
A (Erzeugerformel) und fünf Mitgliedstaa­
ten (Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Irland, Luxemburg) für die Formel Β (Käu­
ferformel) optiert. Ein Mitgliedstaat (Verei­
nigtes Königreich) habe ursprünglich die 
Formel A für eine seiner Regionen (Nordir­
land) und die Formel Β für sein übriges Ho­
heitsgebiet gewählt, sich jedoch mit Wir­
kung vom 1. April 1985 für sein gesamtes 
Hoheitsgebiet für die Formel Β entschieden. 

U. Everling 

Berichterstatter 

3493 


